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Geisterfahrt im Güterverkehr
DB AG leitet den Abgesang des Schienengüterverkehrs ein

Die Prognosen der Bundesregie-
rung für den Güterverkehr in 
Deutschland könnten für die 

Planungen eines Güterverkehrsun-
ternehmens nicht besser sein. Derzeit 
geht die Bundesregierung davon aus, 
dass der Güterverkehr insgesamt in 
Deutschland bis zum Jahre 2025 um 47 
Prozent wachsen wird.

Die Ergebnisse aus dem Jahr 2015 
scheinen diesen Trend zu bestätigen. 
So meldete das Statische Bundesamt 
vor wenigen Wochen einen Rekord-
wert: Noch nie wurden so viele Güter 
in Deutschland transportiert: 4,5 Mil-
liarden Tonnen. Dazu verkündet die 
Bundesregierung: „Wir verfolgen zu-
dem das Ziel, die Straße zu entlasten, 
indem wir einen möglichst großen An-
teil der erwarteten Zuwächse im Gü-
terverkehr auf die Schiene und auf die 
Wasserstraße verlagern.“

Eine entsprechende Prognose für 
den Schienengüterverkehr zu treffen, 
dürfte also eine reine Formsache sein. 
Das Gegenteil ist aber der Fall. Der 
schienengebundene Güterverkehr be-
findet sich seit Jahren auf dem abstei-
genden Ast. Mit einem Marktanteil 
von 17,1 Prozent hat die Schiene in den 
letzten 60 Jahren stetig an Anteilen 
verloren bzw. pendelt sich der Anteil 
in den letzten Jahren auf diesen Stand 
ein. Dagegen ist der Straßengüterver-
kehr dominant – mit allen seinen Fol-
gen für die Umwelt und die Infrastruk-
tur. Im Gegensatz zum Schienenver-
kehr genießt der Straßenverkehr trotz 
MAUT-Gebühren immer noch große 
finanzielle Vorteile.

Bundesregierung als 
Straßenlobby
Für den Bahnkonzern DB AG sieht 
die Entwicklung allerdings noch dras-
tischer aus. Seit der so genannten 
Bahnreform 1994 hat der Konzern 
im Schienengüterverkehr ein Drittel 
seines Marktanteils an private Güter-
bahnen verloren und die Tendenz ist 
weiter steigend. Da auch die Gewinn-
margen im Schienenverkehr geringer 
sind ist es nur logisch, dass auch die 
Deutsche Bahn AG zunehmend auf 
andere Verkehrsträger setzt. Mit der 
EEG-Zulage wurde der Bahnstrom 
künstlich verteuert und mit der Ab-
senkung der MAUT-Gebühr für den 

LKW-Verkehr der Straßenverkehr 
weiter gefördert.

Das widerspricht auch der Koa-
litionsvereinbarung, worauf die Ei-
senbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) jüngst hinwies. „CDU/CSU 
und SPD haben im Koalitionsver-
trag vereinbart, den Verkehrsträger 
Schienen zu stärken“, erklärt Alexan-
der Kirchner, Vorsitzender der EVG. 
„Wir erwarten von der Bundesregie-
rung deshalb konkrete Aussagen, wie 
sie dieses zugesagte Ziel erreichen 
will“. Nach den Maßgaben der EVG 
muss die Bundesregierung nicht nur 
die Rahmenbedingungen für die Ei-
senbahnen verbessern, sie muss als Ei-
gentümerin der DB AG auch sicher-
stellen, dass ihr eigenes Unternehmen 
eine Politik betreibt, die den Zielen des 
Eigentümers entspricht.

Bahn betreibt Kahlschlag 
bei DB Cargo
Der Bahnkonzern betreibt aber eine 
völlig entgegengesetzte Politik, und das 
nicht erst seit kurzem. Bereits vor mehr 
als zehn Jahren war der Bahnvorstand 
der Auffassung, dass es reicht, mit ei-

nigen Großunternehmen den Güter-
verkehr auf der Schiene zu generieren. 
Es wurden massenhaft Gleisanschlüsse 
von Betriebsgeländen kleinerer Unter-
nehmen gekappt und massenhaft gin-
gen Aufträge verloren. Mit der „Kon-
zeption“ Ganzzugverkehre von A nach 
B anzubieten, wurden zudem die Ein-
zelverkehre von Gütern vernachlässigt, 
weil sie vermeintlich zu personal- und 
kostenintensiv waren.

Schon damals warnten Experten 
auch innerhalb des Bahnkonzerns vor 
den Folgen dieser Politik. Die Verlus-
te der Schienengüterverkehrsparte will 
der Bahnvorstand jetzt mit einer wei-
teren Kahlschlagspolitik beantworten: 
So sollen bis zu 5000 Stellen abgebaut 
und etwa 500 Güterverkehrsstellen ge-
schlossen werden. Das bedeutet nach 
Gewerkschaftsangaben, dass ca.16 
Prozent der Belegschaft ihren Arbeits-
platz verlieren.

Für den Bahnvorstand sind auch 
die Schuldigen klar: Die Lokführer. 
Deren Streiks hätten etwa 8 bis 10 
Prozent Aufträge gekostet. Dem wi-
derspricht die EVG deutlich: „Die 
Probleme bei Schenker Rail (jetzt DB 

Cargo) sind hausgemacht, besser: ma-
nagementgemacht. Dass jeder zehn-
te Unternehmenskunde nicht mehr 
zurückkommt, liegt nicht an den vo-
rübergehenden Auszeiten durch die 
Lokführerstreiks, sondern an der mise-
rablen Qualität der Güterbahntochter 
des Staatskonzerns. Die Pünktlichkeit 
der Güterzüge der Deutschen Bahn 
lag im vergangenen Jahr bei 68 Pro-
zent.“

Die Gewerkschaft fordert einen 
radikalen Kurswechsel. Sie verlangt 
statt „Sparen, Streichen, Schrump-
fen“ ein Zukunftskonzept, womit „der 
Vorstand seine Geisterfahrt beendet“. 
Auch vom Eigentümer Bund werden 
konkrete Ansagen erwartet: „Will man 
die Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung erreichen, führt kein Weg an der 
Verdoppelung des Schienengüterver-
kehrs vorbei.“, macht der EVG-Vorsit-
zende Alexander Kirchner deutlich. 
Über ihre Aufsichtsratsmitglieder for-
dert die EVG eine außerordentliche 
Sitzung des Aufsichtsrates mit der Vor-
lage einer Strategie und kündigt den 
Widerstand gegen die Kahlschlagsab-
sichten an. Rainer Perschewski

Strahlende Profitaussichten
Subventionen ohne Ende für die Atomwirtschaft

Die Atomkraft steht vor einem Come-
back. So sieht es jedenfalls die EU-
Kommission, die Europas Energie-
konzernen empfiehlt, massiv in den 
Neubau von Atomkraftwerken zu in-
vestieren. Hierzulande hatten sicher-
lich die meisten bisher angenommen, 
mit der Atomenergie würde in weni-
gen Jahren Schluss sein. Aber die EU-
Kommission sorgt sich nun darum, dass 
der Stromverbrauch in Europa in Zu-
kunft immer weiter steigen kann. Um 
das abzusichern, müssten bis 2050 rund 
500 Milliarden Euro in neue Atommei-
ler investiert werden, prognostiziert 
sie nach Angaben des Handelsblatts 
(16.03.2016) in ihrem Bericht zum Zu-
stand der Nuklearwirtschaft in Europa.

Demnach müssten bis 2050 etwa 90 
Prozent der bestehenden altersschwa-
chen Kapazitäten ersetzt werden. Zu-
sätzlich zu den Investitionen in neue 
Anlagen müssten die Konzerne in den 
nächsten Jahrzehnten bis zu 50 Milli-
arden investieren, um altersschwache 
Anlagen so zu sanieren, dass sie nicht 
vom Netz müssen. Viele Betreiber 
hätten der Kommission zufolge den 
Willen geäußert, bestehende Anlagen 
länger laufen zu lassen, als es ihr ur-
sprüngliches Design vorsieht.

Derzeit sind in 14 EU-Staaten noch 
131 AKW am Netz, und im Schnitt sind 
sie etwa 30 Jahre alt. Deshalb werden 
in etlichen Ländern bereits neue Mei-
ler gebaut oder geplant, und die Kos-
ten, die der Allgemeinheit durch sie 

entstehen, dürften den veranschlagten 
Investitionsbedarf von 500 Milliarden 
Euro bis 2050 bei weitem übertreffen: 
Nach Schätzungen der Umweltorga-
nisation Greenpeace muss der AKW-
Neubau Hinkley Point C im Südwes-
ten Englands allein schon mit rund 
108 Milliarden Euro subventioniert 
werden, damit er wirtschaftlich arbei-
ten kann. Dem Betreiber wurde eine 
Einspeisevergütung über eine Laufzeit 
von 35 Jahren von rund 120 Euro pro 
Megawattstunde versprochen  – plus 
Inflationsanpassung –, was dem Drei-
fachen des Marktpreises entspricht. 
Zudem hat der Staat Bürgschaften in 
Höhe von mehr als 20 Milliarden Euro 

übernommen sowie weitere Garanti-
en für Investoren zugesichert. Das alles 
mit dem Segen der EU-Kommission, 
welche die Subventionen bereits im 
Oktober 2014 genehmigt hatte. Hink-
ley Point C soll dabei nicht das letzte 
Atomkraftwerk Großbritanniens blei-
ben, denn es dient als Modellkraftwerk 
für weitere 13 Reaktoren im Land.

Allerdings ist der Umstand keines-
wegs neu, dass der Bau von Atommei-
lern auf verschiedene Art und Weise be-
zuschusst wird, auch wenn die Atom-
lobby immer wieder versucht, darüber 
hinweg zu täuschen. „Weder in Europa, 
noch an einem anderen Ort der Welt ist 
jemals ein Atomkraftwerk unter markt-

wirtschaftlichen Bedingungen gebaut 
worden“, sagte Christian von Hirsch-
hausen, Forschungsdirektor am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW Berlin), schon vor drei Jahren. 
„Übliche Kostenschätzungen für Atom-
kraft beinhalten oft nicht den Rückbau 
der Anlagen sowie die Endlagerung des 
Atommülls, ganz zu schweigen von den 
enormen Kosten möglicher Großunfäl-
le wie in Fukushima oder Tschernobyl.“ 
Gegen solche Schäden würden sich die 
Unternehmen nicht ausreichend versi-
chern. „Das finanzielle Risiko wird vom 
Staat, also uns allen getragen“, so von 
Hirschhausen.

Ein kurzer Blick in die Geschichte 
der Atomkraft in Deutschland macht 
deutlich, dass Atomstrom von Anfang 
an nur durch staatliche Zuschüsse den 
Schein der billigen Energie erhalten 
konnte. In ihrem Buch „Aufstieg und 
Fall der deutschen Atomwirtschaft“ 
berichten Joachim Radkau und Lo-
thar Hahn, dass bereits Ende der 
1950er Jahre in Deutschland klar ge-
wesen wäre, dass AKWs nach markt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nie 
rentabel würden und deshalb eine 
Subventionierung unabdingbar sei. 
Anfangs habe noch der Grundsatz ge-
golten, dass die Privatwirtschaft ein 
Drittel der Kosten und der Staat die 
anderen zwei übernehmen solle. Spä-
ter übernahm der Bund dagegen neun 
Zehntel der Investitionen und des Be-
triebsrisikos, während die Privatwirt-

schaft kaum mehr als einen Zuschuss 
leisten musste.

Nach einem Bericht des DIW Ber-
lin aus dem Jahr 2007, der im Auftrag 
des Bundesumweltministeriums er-
stellt wurde, gab die Bundesregierung 
in den Jahren von 1956 bis 2007 mehr 
als 40 Milliarden Euro für die Atom-
energie aus. In dieser Summe sind al-
lerdings nur direkte staatliche Aufwen-
dungen für Forschung und Technologie 
enthalten. In späteren Studien wurden 
deshalb weitere Faktoren wie Steuer-
vergünstigungen, staatlich begünstigte 
Monopolpreise oder Bürgschaften mit 
einbezogen, um ein realistischeres Bild 
der staatlichen Förderung zu schaffen. 
So errechnete das Forum Ökologisch-
Soziale Marktwirtschaft (FÖS) vor 
sechs Jahren, dass von 1950 bis 2010 
die Atomenergie mit rund 204 Milliar-
den Euro gefördert wurde.

Zwei Jahre später veröffentlichte 
das FÖS eine weitere Studie („Was 
Strom wirklich kostet“), in der noch 
ein weiterer Kostenblock in die Be-
trachtung einbezogen wurde, der nicht 
in der Bildung des Energiepreises be-
rücksichtigt wird: Gesellschaftliche 
Folgekosten unter anderem aus Um-
weltproblemen oder der gesundheitli-
chen Belastung von Menschen. Allein 
im Jahr 2012 wären den Betreibern von 
konventionellen Kraftwerken – Kohle 
und Atom –, Kosten in Höhe von rund 
40 Milliarden Euro erspart geblieben.
 Bernd Müller

ver.di begrüßt 
Übernahme
Das Bundeswirtschaftsministerium 
hat mit der Erteilung einer Minister-
erlaubnis die Weichen für die Über-
nahme von Kaiser’s Tengelmann durch 
Edeka gestellt. Dabei wurde erstmals 
der Fortbestand existierender Tarifver-
träge und Mitbestimmungsstrukturen 
zur wesentlichen Voraussetzung für 
eine Übernahme gemacht, wie ver.di 
mitteilte.

„Der Bundeswirtschaftsminister 
hat heute deutlich gemacht, dass eine 
Übernahme im Sinne des Gemein-
wohlinteresses nur möglich ist, wenn in 
den nächsten Jahren die konkreten Be-
schäftigungsverhältnisse, aber auch die 
Arbeitnehmerrechte erhalten bleiben. 
Das ist ein außerordentlich wichtiger 
Schritt, den wir begrüßen. Jetzt geht es 
darum, die konkreten Bedingungen in 
Tarifverhandlungen auszugestalten.“, 
sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger.

Sie führte weiter aus: „Auch dank 
der vielen Aktionen und Gespräche 
von Beschäftigten, Betriebsräten und 
ver.di ist es gelungen, eine Absiche-
rung der Beschäftigungsverhältnisse 
und der Arbeitnehmerrechte zur Be-
dingung für die Übernahme zu ma-
chen.“

Die Bedingungen für die Übernah-
me von Kaiser‘s Tengelmann durch 
Edeka beinhalten im Wesentlichen:

Mindestens fünf Jahre Beschäfti-
gungssicherung durch den Ausschluss 
betriebsbedingter Änderungs- und Be-
endigungskündigungen

Die Struktur der Betriebsstätten 
(Filialen, Logistik und Verwaltung) 
darf in den nächsten fünf Jahren nur 
mit Zustimmung der Tarifvertragspar-
teien verändert werden.

Existierende Tarifverträge müs-
sen für mindestens fünf Jahre erhalten 
bleiben.

Filialen dürfen für fünf Jahre nicht 
an selbstständige Kaufleute oder Drit-
te weitergegeben werden  – Ausnah-
men sind bei Zustimmung durch die 
Tarifvertragsparteien möglich.

Schutz flächendeckender Betriebs-
ratsstrukturen bis 2022.

Auflösende Bedingungen: Edeka 
ist für die Erfüllung der Bedingun-
gen verantwortlich. Werden wichtige 
Bedingungen nicht erfüllt, gilt die Mi-
nistererlaubnis nachträglich als nicht 
erteilt.
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DB AG leitet den Abgesang des Schienengüterverkehrs ein

Die Prognosen der Bundesregie-
rung für den Güterverkehr in 
Deutschland könnten für die 

Planungen eines Güterverkehrsun-
ternehmens nicht besser sein. Derzeit 
geht die Bundesregierung davon aus, 
dass der Güterverkehr insgesamt in 
Deutschland bis zum Jahre 2025 um 47 
Prozent wachsen wird.

Die Ergebnisse aus dem Jahr 2015 
scheinen diesen Trend zu bestätigen. 
So meldete das Statische Bundesamt 
vor wenigen Wochen einen Rekord-
wert: Noch nie wurden so viele Güter 
in Deutschland transportiert: 4,5 Mil-
liarden Tonnen. Dazu verkündet die 
Bundesregierung: „Wir verfolgen zu-
dem das Ziel, die Straße zu entlasten, 
indem wir einen möglichst großen An-
teil der erwarteten Zuwächse im Gü-
terverkehr auf die Schiene und auf die 
Wasserstraße verlagern.“

Eine entsprechende Prognose für 
den Schienengüterverkehr zu treffen, 
dürfte also eine reine Formsache sein. 
Das Gegenteil ist aber der Fall. Der 
schienengebundene Güterverkehr be-
findet sich seit Jahren auf dem abstei-
genden Ast. Mit einem Marktanteil 
von 17,1 Prozent hat die Schiene in den 
letzten 60 Jahren stetig an Anteilen 
verloren bzw. pendelt sich der Anteil 
in den letzten Jahren auf diesen Stand 
ein. Dagegen ist der Straßengüterver-
kehr dominant – mit allen seinen Fol-
gen für die Umwelt und die Infrastruk-
tur. Im Gegensatz zum Schienenver-
kehr genießt der Straßenverkehr trotz 
MAUT-Gebühren immer noch große 
finanzielle Vorteile.

Bundesregierung als 
Straßenlobby
Für den Bahnkonzern DB AG sieht 
die Entwicklung allerdings noch dras-
tischer aus. Seit der so genannten 
Bahnreform 1994 hat der Konzern 
im Schienengüterverkehr ein Drittel 
seines Marktanteils an private Güter-
bahnen verloren und die Tendenz ist 
weiter steigend. Da auch die Gewinn-
margen im Schienenverkehr geringer 
sind ist es nur logisch, dass auch die 
Deutsche Bahn AG zunehmend auf 
andere Verkehrsträger setzt. Mit der 
EEG-Zulage wurde der Bahnstrom 
künstlich verteuert und mit der Ab-
senkung der MAUT-Gebühr für den 

LKW-Verkehr der Straßenverkehr 
weiter gefördert.

Das widerspricht auch der Koa-
litionsvereinbarung, worauf die Ei-
senbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) jüngst hinwies. „CDU/CSU 
und SPD haben im Koalitionsver-
trag vereinbart, den Verkehrsträger 
Schienen zu stärken“, erklärt Alexan-
der Kirchner, Vorsitzender der EVG. 
„Wir erwarten von der Bundesregie-
rung deshalb konkrete Aussagen, wie 
sie dieses zugesagte Ziel erreichen 
will“. Nach den Maßgaben der EVG 
muss die Bundesregierung nicht nur 
die Rahmenbedingungen für die Ei-
senbahnen verbessern, sie muss als Ei-
gentümerin der DB AG auch sicher-
stellen, dass ihr eigenes Unternehmen 
eine Politik betreibt, die den Zielen des 
Eigentümers entspricht.

Bahn betreibt Kahlschlag 
bei DB Cargo
Der Bahnkonzern betreibt aber eine 
völlig entgegengesetzte Politik, und das 
nicht erst seit kurzem. Bereits vor mehr 
als zehn Jahren war der Bahnvorstand 
der Auffassung, dass es reicht, mit ei-

nigen Großunternehmen den Güter-
verkehr auf der Schiene zu generieren. 
Es wurden massenhaft Gleisanschlüsse 
von Betriebsgeländen kleinerer Unter-
nehmen gekappt und massenhaft gin-
gen Aufträge verloren. Mit der „Kon-
zeption“ Ganzzugverkehre von A nach 
B anzubieten, wurden zudem die Ein-
zelverkehre von Gütern vernachlässigt, 
weil sie vermeintlich zu personal- und 
kostenintensiv waren.

Schon damals warnten Experten 
auch innerhalb des Bahnkonzerns vor 
den Folgen dieser Politik. Die Verlus-
te der Schienengüterverkehrsparte will 
der Bahnvorstand jetzt mit einer wei-
teren Kahlschlagspolitik beantworten: 
So sollen bis zu 5000 Stellen abgebaut 
und etwa 500 Güterverkehrsstellen ge-
schlossen werden. Das bedeutet nach 
Gewerkschaftsangaben, dass ca.16 
Prozent der Belegschaft ihren Arbeits-
platz verlieren.

Für den Bahnvorstand sind auch 
die Schuldigen klar: Die Lokführer. 
Deren Streiks hätten etwa 8 bis 10 
Prozent Aufträge gekostet. Dem wi-
derspricht die EVG deutlich: „Die 
Probleme bei Schenker Rail (jetzt DB 

Cargo) sind hausgemacht, besser: ma-
nagementgemacht. Dass jeder zehn-
te Unternehmenskunde nicht mehr 
zurückkommt, liegt nicht an den vo-
rübergehenden Auszeiten durch die 
Lokführerstreiks, sondern an der mise-
rablen Qualität der Güterbahntochter 
des Staatskonzerns. Die Pünktlichkeit 
der Güterzüge der Deutschen Bahn 
lag im vergangenen Jahr bei 68 Pro-
zent.“

Die Gewerkschaft fordert einen 
radikalen Kurswechsel. Sie verlangt 
statt „Sparen, Streichen, Schrump-
fen“ ein Zukunftskonzept, womit „der 
Vorstand seine Geisterfahrt beendet“. 
Auch vom Eigentümer Bund werden 
konkrete Ansagen erwartet: „Will man 
die Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung erreichen, führt kein Weg an der 
Verdoppelung des Schienengüterver-
kehrs vorbei.“, macht der EVG-Vorsit-
zende Alexander Kirchner deutlich. 
Über ihre Aufsichtsratsmitglieder for-
dert die EVG eine außerordentliche 
Sitzung des Aufsichtsrates mit der Vor-
lage einer Strategie und kündigt den 
Widerstand gegen die Kahlschlagsab-
sichten an. Rainer Perschewski

Strahlende Profitaussichten
Subventionen ohne Ende für die Atomwirtschaft

Die Atomkraft steht vor einem Come-
back. So sieht es jedenfalls die EU-
Kommission, die Europas Energie-
konzernen empfiehlt, massiv in den 
Neubau von Atomkraftwerken zu in-
vestieren. Hierzulande hatten sicher-
lich die meisten bisher angenommen, 
mit der Atomenergie würde in weni-
gen Jahren Schluss sein. Aber die EU-
Kommission sorgt sich nun darum, dass 
der Stromverbrauch in Europa in Zu-
kunft immer weiter steigen kann. Um 
das abzusichern, müssten bis 2050 rund 
500 Milliarden Euro in neue Atommei-
ler investiert werden, prognostiziert 
sie nach Angaben des Handelsblatts 
(16.03.2016) in ihrem Bericht zum Zu-
stand der Nuklearwirtschaft in Europa.

Demnach müssten bis 2050 etwa 90 
Prozent der bestehenden altersschwa-
chen Kapazitäten ersetzt werden. Zu-
sätzlich zu den Investitionen in neue 
Anlagen müssten die Konzerne in den 
nächsten Jahrzehnten bis zu 50 Milli-
arden investieren, um altersschwache 
Anlagen so zu sanieren, dass sie nicht 
vom Netz müssen. Viele Betreiber 
hätten der Kommission zufolge den 
Willen geäußert, bestehende Anlagen 
länger laufen zu lassen, als es ihr ur-
sprüngliches Design vorsieht.

Derzeit sind in 14 EU-Staaten noch 
131 AKW am Netz, und im Schnitt sind 
sie etwa 30 Jahre alt. Deshalb werden 
in etlichen Ländern bereits neue Mei-
ler gebaut oder geplant, und die Kos-
ten, die der Allgemeinheit durch sie 

entstehen, dürften den veranschlagten 
Investitionsbedarf von 500 Milliarden 
Euro bis 2050 bei weitem übertreffen: 
Nach Schätzungen der Umweltorga-
nisation Greenpeace muss der AKW-
Neubau Hinkley Point C im Südwes-
ten Englands allein schon mit rund 
108 Milliarden Euro subventioniert 
werden, damit er wirtschaftlich arbei-
ten kann. Dem Betreiber wurde eine 
Einspeisevergütung über eine Laufzeit 
von 35 Jahren von rund 120 Euro pro 
Megawattstunde versprochen  – plus 
Inflationsanpassung –, was dem Drei-
fachen des Marktpreises entspricht. 
Zudem hat der Staat Bürgschaften in 
Höhe von mehr als 20 Milliarden Euro 

übernommen sowie weitere Garanti-
en für Investoren zugesichert. Das alles 
mit dem Segen der EU-Kommission, 
welche die Subventionen bereits im 
Oktober 2014 genehmigt hatte. Hink-
ley Point C soll dabei nicht das letzte 
Atomkraftwerk Großbritanniens blei-
ben, denn es dient als Modellkraftwerk 
für weitere 13 Reaktoren im Land.

Allerdings ist der Umstand keines-
wegs neu, dass der Bau von Atommei-
lern auf verschiedene Art und Weise be-
zuschusst wird, auch wenn die Atom-
lobby immer wieder versucht, darüber 
hinweg zu täuschen. „Weder in Europa, 
noch an einem anderen Ort der Welt ist 
jemals ein Atomkraftwerk unter markt-

wirtschaftlichen Bedingungen gebaut 
worden“, sagte Christian von Hirsch-
hausen, Forschungsdirektor am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW Berlin), schon vor drei Jahren. 
„Übliche Kostenschätzungen für Atom-
kraft beinhalten oft nicht den Rückbau 
der Anlagen sowie die Endlagerung des 
Atommülls, ganz zu schweigen von den 
enormen Kosten möglicher Großunfäl-
le wie in Fukushima oder Tschernobyl.“ 
Gegen solche Schäden würden sich die 
Unternehmen nicht ausreichend versi-
chern. „Das finanzielle Risiko wird vom 
Staat, also uns allen getragen“, so von 
Hirschhausen.

Ein kurzer Blick in die Geschichte 
der Atomkraft in Deutschland macht 
deutlich, dass Atomstrom von Anfang 
an nur durch staatliche Zuschüsse den 
Schein der billigen Energie erhalten 
konnte. In ihrem Buch „Aufstieg und 
Fall der deutschen Atomwirtschaft“ 
berichten Joachim Radkau und Lo-
thar Hahn, dass bereits Ende der 
1950er Jahre in Deutschland klar ge-
wesen wäre, dass AKWs nach markt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nie 
rentabel würden und deshalb eine 
Subventionierung unabdingbar sei. 
Anfangs habe noch der Grundsatz ge-
golten, dass die Privatwirtschaft ein 
Drittel der Kosten und der Staat die 
anderen zwei übernehmen solle. Spä-
ter übernahm der Bund dagegen neun 
Zehntel der Investitionen und des Be-
triebsrisikos, während die Privatwirt-

schaft kaum mehr als einen Zuschuss 
leisten musste.

Nach einem Bericht des DIW Ber-
lin aus dem Jahr 2007, der im Auftrag 
des Bundesumweltministeriums er-
stellt wurde, gab die Bundesregierung 
in den Jahren von 1956 bis 2007 mehr 
als 40 Milliarden Euro für die Atom-
energie aus. In dieser Summe sind al-
lerdings nur direkte staatliche Aufwen-
dungen für Forschung und Technologie 
enthalten. In späteren Studien wurden 
deshalb weitere Faktoren wie Steuer-
vergünstigungen, staatlich begünstigte 
Monopolpreise oder Bürgschaften mit 
einbezogen, um ein realistischeres Bild 
der staatlichen Förderung zu schaffen. 
So errechnete das Forum Ökologisch-
Soziale Marktwirtschaft (FÖS) vor 
sechs Jahren, dass von 1950 bis 2010 
die Atomenergie mit rund 204 Milliar-
den Euro gefördert wurde.

Zwei Jahre später veröffentlichte 
das FÖS eine weitere Studie („Was 
Strom wirklich kostet“), in der noch 
ein weiterer Kostenblock in die Be-
trachtung einbezogen wurde, der nicht 
in der Bildung des Energiepreises be-
rücksichtigt wird: Gesellschaftliche 
Folgekosten unter anderem aus Um-
weltproblemen oder der gesundheitli-
chen Belastung von Menschen. Allein 
im Jahr 2012 wären den Betreibern von 
konventionellen Kraftwerken – Kohle 
und Atom –, Kosten in Höhe von rund 
40 Milliarden Euro erspart geblieben.
 Bernd Müller

ver.di begrüßt 
Übernahme
Das Bundeswirtschaftsministerium 
hat mit der Erteilung einer Minister-
erlaubnis die Weichen für die Über-
nahme von Kaiser’s Tengelmann durch 
Edeka gestellt. Dabei wurde erstmals 
der Fortbestand existierender Tarifver-
träge und Mitbestimmungsstrukturen 
zur wesentlichen Voraussetzung für 
eine Übernahme gemacht, wie ver.di 
mitteilte.

„Der Bundeswirtschaftsminister 
hat heute deutlich gemacht, dass eine 
Übernahme im Sinne des Gemein-
wohlinteresses nur möglich ist, wenn in 
den nächsten Jahren die konkreten Be-
schäftigungsverhältnisse, aber auch die 
Arbeitnehmerrechte erhalten bleiben. 
Das ist ein außerordentlich wichtiger 
Schritt, den wir begrüßen. Jetzt geht es 
darum, die konkreten Bedingungen in 
Tarifverhandlungen auszugestalten.“, 
sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger.

Sie führte weiter aus: „Auch dank 
der vielen Aktionen und Gespräche 
von Beschäftigten, Betriebsräten und 
ver.di ist es gelungen, eine Absiche-
rung der Beschäftigungsverhältnisse 
und der Arbeitnehmerrechte zur Be-
dingung für die Übernahme zu ma-
chen.“

Die Bedingungen für die Übernah-
me von Kaiser‘s Tengelmann durch 
Edeka beinhalten im Wesentlichen:

Mindestens fünf Jahre Beschäfti-
gungssicherung durch den Ausschluss 
betriebsbedingter Änderungs- und Be-
endigungskündigungen

Die Struktur der Betriebsstätten 
(Filialen, Logistik und Verwaltung) 
darf in den nächsten fünf Jahren nur 
mit Zustimmung der Tarifvertragspar-
teien verändert werden.

Existierende Tarifverträge müs-
sen für mindestens fünf Jahre erhalten 
bleiben.

Filialen dürfen für fünf Jahre nicht 
an selbstständige Kaufleute oder Drit-
te weitergegeben werden  – Ausnah-
men sind bei Zustimmung durch die 
Tarifvertragsparteien möglich.

Schutz flächendeckender Betriebs-
ratsstrukturen bis 2022.

Auflösende Bedingungen: Edeka 
ist für die Erfüllung der Bedingun-
gen verantwortlich. Werden wichtige 
Bedingungen nicht erfüllt, gilt die Mi-
nistererlaubnis nachträglich als nicht 
erteilt.

Foto: liebeslakritze/flickr.com/CC BY-SA 2.0

Foto: Karin Behr / PubliXviewinG


